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Die Europapolitik der kommenden deutschen Bundesregierung wird sich 
allein aufgrund eines neuen institutionellen Rahmens ändern. Da sind zum 
einen die Folgen des Karlsruher Urteils für die deutsche Legislative und 
Exekutive zu bewältigen. Und zum anderen wären die neuen Spielregeln 
in der EU zu beachten. Kann und vor allem will Deutschland auch künftig 
Europas Integration vorantreiben? 
 
Wie immer der nächste Kanzler der  
Bundesrepublik heißen mag, er oder sie 
wird sich europapolitisch auf neue Spiel-
regeln einstellen müssen. Geschrieben 
werden diese auf zweierlei Weise: Zum 
einen verteilt das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Lissabonner Vertrag 
die Aufgaben zwischen den deutschen  
Institutionen neu. Und zum anderen ver-
ändert der Vertrag selbst – so denn die  
Iren am 2. Oktober Ja sagen, andernfalls 
ist auf Jahre hinaus Krisenmanagement 
angesagt – das Wechselspiel der Kräfte in 
Brüssel, durch Schaffung neuer Aufgaben 
vom permanenten Ratspräsidenten bis 
zum EU-Außenrepräsentanten, mehr noch 
durch Stärkung der Rechte der Parlamente 
und der Bürger. 
 
I 
Urteil aus Karlsruhe –  
Lob und Kritik 
Das Karlsruher Urteil vom 30. Juni 2009 
löste über Deutschland hinaus heftigen 
Streit unter seinen Exegeten aus. Damit 
werde der europäischen Integration 
„ein nationaler Riegel“ vorgeschoben,  
rügte der ehemalige Außenminister  
Joschka Fischer in der Wochenzeitung 
„Die Zeit“: „Karlsruhe passt die ganze 
Richtung der EU hin zu einer vertieften 
Integration nicht“, schreibt Fischer. Der 
Zweite Senat „attackierte die Fata Morga-
na eines europäischen Bundesstaates, nur 












   
   










   
   
   










zuzusprechen, dass fortan die weitere  
europäische Integrationspolitik nicht mehr 
in Berlin, durch die demokratisch legiti-
mierten Organe Bundesregierung, Bundes-
tag und Bundesrat, entschieden wird,  
sondern durch das Gericht in Karlsruhe.“ 
 
In der „Süddeutschen Zeitung“ meldete 
sich Alfred Grosser, Doyen der französi-
schen Deutschlandkenner 
und Friedenspreisträger, 
zu Wort: „Das Bundesver-
fassungsgericht lebt und 
entscheidet in der Furcht, 
sich dem Europäischen  
Gerichtshof unterwerfen zu 
müssen.“ Er zitiert ohne 
Namen französische Euro-
paskeptiker, die nun erst 
recht unterstellen könnten: 
„Die Deutschen haben es 
doch mit Europa nie ernst 
gemeint.“ 
 
In der Frankfurter Allge-




walt des Europäischen  
Gerichtshofes in Luxem-
burg, die Karlsruher Ent-
scheidung in Wort und 
Geist: „Das Grundgesetz 
benutzt den Begriff souve-
rän nicht, das Bundesver-
fassungsgericht dreiund-
dreißigmal.“ Auch für Lenz 
maßt sich das höchste 
deutsche Gericht eine  
politische Rolle an: „Die 
Entwicklung wird auf den 
gegenwärtigen Zustand 
festgeschrieben, die Ent-
wicklung den gewählten 
Körperschaften aus der 
Hand genommen, im  
Namen der Demokratie. 
„Bis hierher und nicht  
weiter, lautet die Bot-
schaft.“ 
 
Beifall freilich erhielt die Karlsruher  
Entscheidung auch: Zum einen natürlich, 
weil das Hohe Gericht den Weg für den 
Lissabonner Vertrag für verfassungskon-
form erklärte. Zum anderen aber, weil  
damit eine „europäische Sternstunde“ 
schlug, wie Heribert Prantl in der  
Süddeutschen Zeitung kommentierte:  











   
   










   
   
   










Europa, es haut ihm nicht seine Defizite 
um die Ohren, sondern sagt, wie Europa 
gut weitergebaut werden kann“, lobt 
Prantl: „Die Abgeordneten werden sich 
viel mehr als bisher mit Europa befassen 
müssen. Europa wird also zu einem innen-
politischen Thema. (…) Das Urteil  
verurteilt den Bundestag zu mehr Demo-
kratie.“ 
 
Mehr Demokratie erwartet sich auch 
Burkhard Hirsch, der ehemalige FDP-
Vizepräsident des Bundestages: „Wenn 
das Gericht dafür sorgt, dass die Bundes-
tagsmehrheit und die Bundesregierung das 
Grundgesetz beachten müssen, dann ist 
das keine justizgeprägte Demokratie“, 
sondern der dringend notwendige Schutz 
der Verfassung“, schreibt Hirsch in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung: „Es 
stimmt auch nicht, dass eine Regierung 
handlungsunfähig wird, wenn sie an die 
Entscheidungen des Parlaments gebunden 
ist. Ich dachte, dass eine parlamentarische 
Regierung immer an die Entscheidungen 







Künftig haben Bundestag und Bundesrat 
die Möglichkeit (nach Karlsruher Denken 
sogar die Pflicht), das Stimmverhalten der 
deutschen Regierung in Brüssel zu 
bestimmen, wo es um eine EU-
Vertragsänderung, Abstimmungsregeln 
oder eine Ausweitung von Zuständigkeiten 
geht. Im Kern greift das neue Gesetz auf 
die sogenannte Brückenklausel im Vertrag 
von Lissabon zu: Der Rat, also das Organ 
der 27 EU-Regierungen, kann einstimmig 
beschließen, dass in bestimmten  
Politikbereichen von nun an nach  
Mehrheitsprinzip verfahren wird. Für ihr 
Ja zu diesem Verfahren benötigt die  
Bundesregierung künftig ein Votum des 
Bundestages, und wo Länderrechte berührt 
sind, obendrein auch des Bundesrates. 
  
Das ist nur ein (zentrales) Beispiel für das, 
was jeden Kanzler, jede Kanzlerin künftig 
auf europäischem Terrain erwartet. Die 
neuen Spielregeln, wie Karlsruhe sie  
festschrieb, werden auf alle Fälle zwei 
Dinge bewirken: Zum einen wird europäi-
sches Handeln einer deutschen Regierung 
kompliziert(er). Und zum anderen werden 
Debatten im Bundestag und Bundesrat  
europäisiert. Solange die Europäische  
Union weder Bundesstaat noch Staaten-
bund, sondern ein politisches Gebilde  
singulärer Art bleibt, wird das so bleiben. 
Man wird sehen, was die Beteiligten  
daraus machen, ob Effizienz und Transpa-
renz leiden, ob die demokratische Debatte 
an Leidenschaft und Substanz gewinnt, ob 
Deutschland europäischer oder Europa 
deutscher wird. 
 
Jeder Bundeskanzler, jede Kanzlerin wird 
aber noch mit einer weiteren Konsequenz 
des Karlsruher Urteils rechnen müssen: 
Der bislang latente Konflikt zwischen  
Verfassungsgericht und Europäischem  
Gerichtshof kann jederzeit krisenhaft zum 
Kampf verschärft werden. „Krieg“  
zwischen Karlsruhe und Luxemburg sieht 
etwa der Tübinger Europarechtler Thomas 
Oppermann heraufziehen. Sein Berliner 
Kollege Christian Calliess sieht mit dem 
Urteil in der FAZ bereits Brüssel und  
Berlin „unter Karlsruher Totalaufsicht“: 
„Nicht nur über die EU samt Europäischen 
Gerichtshof, sondern auch über die gesam-
te künftige Europa-Politik Deutschlands. 
Die vom BVerfG mit guten Gründen beim 
Bundestag angemahnte Integrationsver-
antwortung läuft damit freilich weitgehend 




















   
   










   
   
   











Auf dem Weg zur  
Richterrepublik? 
Wo sie sich in allen EU-Fragen das letzte 
Wort vorbehalten, schlüpfen die Verfas-
sungsrichter ziemlich genau in eine Rolle, 
die im vergangenen Jahr in einem Aufsatz 
der ehemalige Verfassungsrichter und  
Ex-Bundespräsident Roman Herzog  
vorgedacht hatte: „Stoppt den Europäi-
schen Gerichtshof“, lautet seine Devise: 
Und dafür sei „die Errichtung eines vom 
EuGH unabhängigen Gerichtshofes für 
Kompetenzfragen zwingend geboten“.  
Genau dieses höchste Gericht aller Gerich-
te entsteht nun in Karlsruhe und dank  
eines allumfassenden Kontrollvorbehaltes. 
Dieser Vorbehalt stimmt aus vielerlei 
Gründen bedenklich, und nicht alle haben 
nur mit Europa zu tun.  
 
Der Tübinger Staatsrechtler Martin  
Nettesheim sieht zu Recht hier einen  
Absolutheitsanspruch am Werke, „der der 
verfassungsstaatlichen Idee des Wett-
streits guter Argumente zuwiderläuft“. 
Robert Leicht liest aus der Urteilsbegrün-
dung eine grundstürzende Richtungsände-
rung heraus, die weit hinausgreife über 
das geistige Gehäuse des Gerichts: „Wir 
wollen ein deutsches Europa – jedenfalls 
für alle künftigen Entwicklungsschritte“, 
so lautet in Leichts Sicht der harte Kern 
der Karlsruher Botschaft; „Für alles Weite-
re gilt ein deutsches Veto, das wir selber 
praktisch nur mit einer neuen  
Verfassungsgebung überwinden können.“  
 
Die Karlsruher Richter haben es – bis zum 
revolutionären Akt einer neuen Verfas-
sungsgebung durchs deutsche Volk jeden-
falls  - allerdings selbst in der Hand, die 
drohenden demokratischen wie auch  
mögliche europäische Krisen zu entschär-
fen. Die Richter müssten dafür nur vor  
einem eigenen Urteil zu europäischen  
Fragen (und welche sind das heute nicht) 
vorab eine Stellungnahme des Europäi-
schen Gerichtshofes erfragen, am besten 
im sogenannten Vorlageverfahren, von 
dem andere hohe und höchste Gericht, 
darunter auch deutsche, längst Gebrauch 
machen.  
 
Die Luxemburger Argumente müssen  
gehört werden, soll eine offene Konfronta-
tion mit weitreichenden politischen Folgen 
vermieden werden. Europarechtler Calliess 
ist freilich skeptisch, ob die Karlsruher 
Richter dazu noch bereit sind, weil das 
Lissabon-Urteil „das im Maastricht-Urteil 
hervorgehobene „Kooperationsverhältnis 
mit dem EuGH, sicher nicht zufällig,  
unerwähnt lässt.“ 
„Souveränität und  
Demokratie sind  
mitnichten Zwillinge“ 
Die künftige deutsche Regierung muss 
damit rechnen, dass ein solcher Konflikt-
fall schon in Kürze eintritt. Denn vor dem 
höchsten deutschen Gericht sind mit der 
EU-Vorratsdatenspeicherung und dem Ver-
fahren Honeywell/Mangold gleich zwei eu-
roparechtlich und –politisch bedeutsame 
Fälle anhängig. Die Urteile werden Auf-
schluss darüber geben, wo aus Karlsruher 
Sicht die Grenzen der Befugnisse des 
EuGH liegen.  
 
IV 
Souveränität neu  
definieren  
Souveränität, Grenzen, Identität – diese 
Schlüsselwörter der Karlsruher Urteilsbe-
gründung sind eigentlich Begriffe der 
Staaten und Nationen des 19. und 20. 
Jahrhunderts, als Europa noch über die 
halbe Welt herrschte. Die Karlsruher  
Richter schreiben, reden und denken diese 
Begriffe in aller Unschuld und verschwen-
den keinen Gedanken an die Tatsache, 
dass die Einzelstaaten Europas ihre 
Selbstbestimmung und Souveränität im 
Wirbel des 21.Jahrhunderts nur noch  
gemeinsam, also europäisch sichern und 











   
   










   
   
   











Bedrohung, sondern Rettung für alles, was 
vom Bilderbuchbegriff „Souveränität“ noch 
übrig blieb. Nicht zu Unrecht hat man den 
Richtern darum einen romantischen Bezug 
zur Wirklichkeit vorgehalten. 
 
Im Übrigen, Souveränität und Demokratie 
sind mitnichten die Zwillinge, als die sie 
im Karlsruher Urteil auftreten – das  
zaristische Russland, das französische 
Empire, das deutsche Kaiserreich wollten 
im Mächtekonzert des 19.Jahrhunderts 
zwar souverän glänzen, aber beileibe  
darum nicht demokratisch werden. 
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Rates; der Hohe 
Vertreter der 










(beim Rat der 
Regierungen 
angesiedelt) in 
Personalunion zusammen. Abstimmungen 
mit qualifizierter Mehrheit werden im Rat 
zur Regel, und wer nicht länger Mitglied 
sein will, kann aus der EU austreten.  
Eurojust und Europol erhalten im Bereich 
der Strafverfolgung neue Rechte. Und dem 
Bürger eröffnet der Vertrag den Weg eines 
qualifizierten Begehrens gegenüber  
Brüssel. 
 
Kurz, auch hier wird die künftige Bundes-
regierung sich an neue Regeln gewöhnen 
müssen. Solche Neuerungen mögen  











   
   










   
   
   










Richterspruch, zumal im Kern es jeder 
Minister, jede(r) Kanzler(in) es in Brüssel 
mit den gewohnten Institutionen Parla-
ment, Kommission und Rat zu tun  
bekommt. Beim Übergang vom (geschei-
terten) Verfassungsvertrag zum Vertrag 
von Lissabon verschwanden aus dem Text 
zudem all jene Symbole wie Hymne,  
Fahne, Motto, die dieser Europäischen  
Union das Flair eines Bundesstaates  
verliehen hätten (so sahen es jedenfalls 
Briten und Niederländer, die auf Strei-
chung pochten). 
 
Damit bleibt die Union auf alle Fälle und 
auf lange Zeit ein Gebilde, das mit Katego-
rien wie Staatenbund, Bundesstaat,  
Nationalstaat nicht zu beschreiben ist.  
Politischer, präsenter, manche fürchten: 
auch dominanter aber wird die reformierte 
Union auf alle Fälle. Und damit wird sie 
mehr denn je zu einem Machtfaktor, den 
Politiker in den Hauptstädten nutzen, aber 
eben auch fürchten werden.  
 
Einen Vorgeschmack darauf bekamen die 
Staats- und Regierungschefs bereits in 
diesem Sommer: Der Versuch, eine zweite 
Amtszeit für Kommissionspräsidenten José 
Manuel Barroso seitens des Rats durchzu-
setzen, scheiterte am frisch gewählten  
Europäischen Parlament. Dabei spielte  
eine politische Opposition aus Sozialisten, 
Liberalen, Grünen und äußerster Linken 
ebenso eine Rolle wie die rechtliche Frage, 
ob der nächste Kommissionspräsident 
nach seiner Ernennung durch den Rat mit 
einfacher Mehrheit (so steht es im Vertrag 
von Nizza) oder absoluter Mehrheit (so  
regelt das der Vertrag von Lissabon) vom 
Parlament gewählt werden muss.  
 
V 
Was in Brüssel ansteht 
Das neue Europäische Parlament ist  
gewählt und arbeitet. Soll der neue Kom-
missionspräsident schon im Herbst nach 
den alten Verträgen bestimmt werden – 
oder wartet man, bis nach dem irischen 
Referendum und den deutsch, tschechi-
schen und polnischen Verfahren der Ver-
trag von Lissabon in Kraft tritt?  
 
Das würde für alle neuen Posten eine  
Wartezeit bis ins Jahr 2010 hinein bedeu-
ten, ein Interim, das sich Europa in der 
Weltwirtschaftskrise eigentlich nicht  
leisten kann. Zudem sieht der EU-Kalender 
für die nahe Zukunft gleich eine ganze 
Reihe großer Debatten und Entscheidun-
gen vor: Ende September trifft sich die  
G-20-Gruppe im amerikanischen Pitts-
burgh, um einen stabilen und vernünftigen 
Rahmen für Banken und Finanzwesen zu 
schaffen – die Ergebnisse müssen hernach 
in europäisches Recht umgesetzt werden.  
„Der Nationalstaat wird 
weiterleben.“ 
Im Dezember soll in Kopenhagen über die 
globale Klimapolitik und die Fortsetzung 
des sogenannten Kyoto-Prozesses  
entschieden werden – die EU sieht sich 
hier in einer Vorreiterrolle. Im ersten  
Semester soll unter spanischer Ratspräsi-
dentschaft die Fortsetzung des Lissabon-
Prozesses beschlossen werden, mit Blick 
auf Arbeitsmarkt und Wachstum,  
Wissensgesellschaft und Sozialgemein-
schaft ein (hoffentlich) ehrgeiziges Projekt 
sozialer Nachhaltigkeit. Die Debatte um 
den Haushaltsrahmen 2013 bis 2020 wird 
schon im kommenden Jahr an Schärfe  
zunehmen: Wofür soll die EU mit Blick auf 
ihre Zukunftsfähigkeit ihr Geld ausgeben, 
und wie viel - und für wen?  
 
Es fehlt also nicht an Stoff für eine bessere 
EU im Wettstreit mit anderen Machtpolen 
der Welt. Stoff auch für eine Brüsseler 
Kommission, die für diese Debatten und 
Entscheidungen  die Ideen liefern muss. 
Stoff für ein Europäisches Parlament, das 
in der jüngeren Zeit – Stichwort Reach-
Chemikalienrichtlinie – bewiesen hat, dass 
es in kniffligen Fragen seinerseits Lösun-
gen finden kann. Arbeit genug schließlich 
für einen künftigen EU-Ratspräsidenten, 
der in all diesen Punkten zwischen den 27 
Regierungen ausgleichen und vermitteln 











   
   










   
   
   










nächste Bundesregierung, denn die größte 
Wirtschaft unter den EU-Mitgliedern  
steuert nolens volens den Gang der Dinge 
entscheidend mit. Ob es um die Zukunft 
einer klimafreundlichen Automobilindust-
rie, um Infrastruktur oder Budgetfragen 
geht, stets werden sich die Blicke nicht 
nur nach Brüssel, sondern auch auf Berlin 
richten. 
 
Der Integrationsschub durch den Vertrag 
von Lissabon wird paradoxer Weise daran 
nichts ändern. Denn gerade weil die EU 
damit nach zwei Jahrzehnten institutionel-
ler Debatten endlich und bis auf Weiteres 
ihre  innere Balance gefunden hat, rücken 
die inhaltlich geprägten Dossiers, rückt 
das „Europa der Resultate“ (Barroso) in 
den Mittelpunkt. Darauf muss sich – siehe 
das Karlsruher Urteil – nicht nur die  
Bundesregierung einstellen, sondern auch 
Bundestag und Bundesrat. Es wird zu  
einer so nie erlebten Europäisierung der 
deutschen Politik kommen. Freilich nicht 
im Sinne jener Euphoriker, die einst jeden 
Integrationsschub als den Anfang vom  
Ende des (leidigen) Nationalstaates  
feierten. Diese Spezies ist in der erweiter-
ten EU allerdings seit langem schon rar 
geworden. Der ehemalige belgische Minis-
terpräsident Guy Verhofstadt war im Jahr 
2006 der letzte prominente Politiker, der 
engagiert für „Die Vereinigten Staaten von 
Europa“ (so sein Buchtitel) eintrat. Er 
blieb ein einsamer Rufer ohne großes  
Echo. 
 
Nein, es wird dies eine Europäisierung 
deutscher Politik von innen sein, eine  
Europäisierung der deutschen Innenpolitik 
also, über die materiellen Entscheidungen 
in den unterschiedlichsten Feldern von 
Agrar bis Umwelt, Außen bis Justiz. Die 
Parlamente können sich davon nicht  
länger auf dem Umweg über den Europa-
Ausschuss entlasten. Schwer vorstellbar, 
dass in solchen Debatten etwa die CSU mit 
ihren Ansichten hinterm Berge hält – oder 
gar die Linke ihre Europaskepsis plötzlich 
Lügen strafen wird. Die Debatte wird also 
kontroverser, gut so. Aber wird sie damit 
qualifizierter, wird Europa darin besser 
erklärt, angemessener geprüft als so  
manches Mal in der Vergangenheit? Und 




Europäisches Personal  
gesucht 
Anders gefragt: Haben die Parteien für 
diese herausfordernde Veränderung das 
nötige Personal? Zumindest in den Parla-
menten geben heute die innenpolitischen 
Haushälter und Rechtsexperten den Ton 
an. Außenpolitiker findet man in allen  
Parteien nur unter Mühen, die Parteien  
legen wenig Wert darauf, den eigenen 
Nachwuchs auf europäische, gar globale 
Herausforderungen vorzubereiten. Wer als 
junger Politiker sein Fortkommen sucht, 
wird sich kaum aufs Europäische verlegen. 
Welche Folgen das in nächster Zukunft für 
die europäisierte Arbeit der beiden Kam-
mern haben wird, bleibt abzuwarten. 
 
Zu Beginn jeder neuen Koalition flammte 
in der Vergangenheit noch eine ganz  
andere Personaldebatte auf: Benötigt die 
Regierung einen machtvollen Europami-
nister im Kanzleramt? Eine vernünftige 
Frage – und ein Frontalangriff aufs  
Auswärtige Amt und den dort residieren-
den Vizekanzler und Außenminister. Um 
des lieben Hausfriedens Willen hat seit 
Helmut Kohl noch jeder Kanzler die Frage 
am Ende lieber unbeantwortet gelassen. 
Gleichwohl sollte sie nach den Wahlen  
erneut gestellt und geprüft werden, gerade 
im Lichte des Karlsruher Votums. Von der 
Sache her ist die Antwort nach dem Karls-
ruher Votum und in Zeiten des Lissabon-
ner Vertrags klar: Wenn sich die deutsche 
Politik derart gründlich europäisiert, dann 
braucht sie auch einen Europaminister, 
auch wenn nach deutschen Gewohnheiten 
die Koalitionsräson da vor der Funktions-
räson rangiert.  
 
Bislang galt unter den deutschen Parteien 











   
   










   
   
   










Europa liegt im nationalen Interesse, ja, 
Deutschlands nationales Interesse heißt 
Europa. Zweifel daran sind mit dem Karls-
ruher Urteil wach geworden. Alfred  
Grosser ist ein Zweifler, der britische  
Liberale und EP-Abgeordnete Andrew Duff 
ist ein anderer: „Man mag sich ausmalen, 
wie Angela Merkel im Europäischen Rat 
von ihren Richtern und heimischen Abge-
ordneten Fußfesseln angelegt werden.“  
Das allerdings wäre ein hoher Preis für die 
nun eingeleitete Europäisierung deutscher 
Politik. Bezahlen würden ihn Deutschland 
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